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Wege aus der Forensik 
 

- Wann und wie endet die Unterbringung im Maßregelvollzug (§ 63 StGB) - 
 
 
Vorbemerkung 
 
Die „Wege aus der Forensik“ ergänzen die beiden Texte „Was tun, wenn ein psychisch Kranker straffällig wird“ 
und „Wegweiser für Angehörige von Forensik-Patienten“(im Internet auf den Seiten des Bundesverbandes der 
Angehörigen psychisch kranker Menschen - www.bapk.de unter der Rubrik „Angebote“, Stichwort „Forensik“). 
Wie diese bezieht sich vorliegender Text auf die Unterbringung psychisch kranker Rechtsbrecher gem. § 63 
StGB. Die Unterbringung suchtkranker Rechtsbrecher gem. § 64 StGB unterscheidet sich hiervon nach Dauer, 
Zielsetzung und Endigungsgründen erheblich (v. a. Befristung, Unterbringung nur bei Erfolgsaussicht der 
Behandlung, Parallelstrafen, Vorwegvollzug der Strafe). - §§ ohne Zusatz beziehen sich auf das 
Strafgesetzbuch (StGB). §§ aus anderen Gesetzen sind entsprechend gekennzeichnet.  – Im Interesse der 
Lesbarkeit steht im Text die männliche Form für alle Gender. 
 

 
Einleitung 

Angehörige eines psychisch kranken Rechtsbrechers haben diesen in der Zeit zwischen 

Straftat und Gerichtsurteil und danach - mehr oder weniger lang – während der 

Unterbringung im Maßregelvollzug begleitet. Immer wieder stellen sie sich - wie auch der 

Patient – die Fragen: Wie lange soll das noch dauern? Wann endet die Unterbringung? Wie 

geht es nach der Entlassung weiter? Was kann ich zur Entlassung beitragen? 

Bevor auf diese Fragen eingegangen wird, kurz gefasst Sinn und Zweck des Maßregel-

vollzugs (1) und ein Überblick, wie der Weg zurück in die Gesellschaft verläuft (2). 

(1) Der Maßregelvollzug verfolgt zwei Ziele: „Besserung“ des Kranken und „Sicherung“ der 

Gesellschaft. Der Begriff „Besserung“ bringt zum Ausdruck, dass Ziel der Behandlung im 

Maßregelvollzug nicht die Heilung des Patienten ist (in chronischen Fällen auch gar nicht 

möglich); Ziel der Behandlung ist vielmehr, dass das krankheitsbedingte Risiko weiterer 

Straftaten reduziert wird und der Betroffene die hierfür erforderliche Einsichts- und 

Steuerungsfähigkeit (wieder) erlangt. Die „Sicherung“ zielt darauf, das Risiko weiterer 

Straftaten auf ein der Gesellschaft zumutbares Maß zu beschränken. 

Beide Ziele (Besserung und Sicherung) stehen oft im Widerspruch. Das zeigt sich 

besonders bei der Frage der Vollzugslockerungen wie z. B. Ausgang oder Beurlaubung; 

einerseits sind sie notwendiger Bestandteil der Behandlung, um schrittweise den 

Behandlungserfolg zu überprüfen, andererseits sind sie mit nie ganz auszuschließenden 

Risiken verbunden. Dieser Zielkonflikt verlangt von der Gesellschaft ein gewisses Maß an 

Toleranz im Umgang mit psychisch kranken Rechtsbrechern. „Wegsperren für immer“ ist 

keine Lösung und verstieße gegen das verfassungsrechtliche Gebot, dem Betroffenen den 

Weg zurück in die Gesellschaft offen zu halten.  

Die Novellierung des Maßregelvollzugs gem. § 63 StGB im Jahre 2016 trägt diesem Gebot 

durch die Einführung von Regelfristen Rechnung, nach deren Ablauf die Fortdauer der 

Unterbringung im Maßregelvollzug als „unverhältnismäßig“ zu beenden ist (Erledigung der 

Maßregel), und zwar auch dann, wenn das Risiko weiterer Straftaten noch besteht, diese 

aber in ihren vorhersehbaren Folgen für das Opfer einen bestimmten Grad nicht übersteigen 

(hierzu s. u. I. Ziff. 2). 
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(2) Wie der Weg zurück in die Gesellschaft verläuft, hängt vom Verlauf der Krankheit und 

vom Verhalten des Patienten, seiner Krankheitseinsicht, Behandlungswilligkeit, 

Absprachefähigkeit und nicht zuletzt davon ab, welche Hospitalisierungsfolgen sich nach 

der ja nicht nach Wochen oder Monaten, sondern meistens nach Jahren bemessenen 

Dauer der Unterbringung zeigen. Das weitgehend fremdbestimmte Leben in der 

forensischen Klinik bleibt bei noch so guter Behandlung nicht ohne Folgen. Und darin liegt 

ein weiterer Ziel-konflikt der Unterbringung im Maßregelvollzug: Der psychisch kranke 

Rechtsbrecher wird zunächst aus der Gesellschaft in den Maßregelvollzug ausgegliedert, 

um ihn von dort wieder in die Gesellschaft einzugliedern!  

Auf die Wiedereingliederung ist die Behandlung ausgerichtet, in einzelnen Lockerungs-

stufen werden dem Patienten schrittweise zunehmende Freiheiten eingeräumt, an deren 

Ende längere Beurlaubungen und Probewohnen im Heim oder in der Familie stehen. 

Verlaufen diese Schritte günstig, wird die Klinik im Rahmen der jährlichen Anhörung oder 

auch zwischen den Anhörungsterminen dem Vollstreckungsgericht in Abstimmung mit der 

Staatsanwaltschaft (Vollstreckungsbehörde) die Entlassung vorschlagen. Diese kann 

bedingt (Aussetzung zur Bewährung) oder unbedingt (Erledigung der Maßregel) erfolgen. 

Der entlassene Patient bleibt allerdings noch mindestens 2 bis zu 5 Jahren unter 

Führungsaufsicht, die sowohl unterstützend (ggfs. zusammen mit einem Bewährungshelfer) 

als auch überwachend (Einhaltung von Weisungen des Gerichts) tätig wird.  

Soweit in groben Zügen der zur Entlassung aus dem Maßregelvollzugs führende Ablauf, 

hier bewusst ohne „§§“ (davon gibt es auf den folgenden Seiten noch genug!). 

  

Gang der Darstellung 

Zunächst wird ein Überblick über die zeitliche Abfolge der auf die Entlassung zielenden 

Maßnahmen während der Unterbringung gegeben (I.); es folgt, wie es zur Entlassungs-

entscheidung des Gerichts kommt und welchen Inhalt diese haben kann (II.). Anschlies-

send geht es um die Zeit nach der Entlassung, welchen Auflagen der Betroffene zunächst 

noch unterliegt (Weisungen, Führungsaufsicht) und welche Hilfen ihn dabei unterstützen 

(Bewährungshilfe, forensische Ambulanz, Krisenintervention) (III.). Schließlich werden 

einige Hinweise gegeben, wie Angehörige den Weg aus der Forensik unterstützen können 

(IV.). 
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I. Dauer der Unterbringung und Entlassplanung  
 
 
1. Dauer der Unterbringung 
 
Ziel des Maßregelvollzugs ist es, die psychische Krankheit so weit zu behandeln, dass vom 
Betroffenen keine erheblichen Straftaten mehr zu erwarten sind. Da bei der Einweisung 
durch das Gericht noch nicht vorhergesehen werden kann, wie lange es braucht, dieses Ziel 
zu erreichen, gibt es für die Unterbringung gem. § 63  keine gesetzlichen Fristen, die die 
Unterbringungsdauer begrenzen. 
 
Die Unterbringung erfolgt somit nicht wegen der psychischen Krankheit als solcher, sondern 
wegen der im Urteil aufgrund eines Gutachtens festgestellten Gefährlichkeit des 
Betroffenen. Nicht die begangene Tat (Anlasstat), sondern allein die Gefahr künftiger 
Straftaten ist Grund der Unterbringung im Maßregelvollzug. Sobald diese Gefahr nicht mehr 
besteht bzw. auf ein zu tolerierendes Maß reduziert ist, d. h. vom Patienten keine 
„erheblichen rechtswidrigen Straftaten“ mehr zu erwarten sind, ist der weitere Vollzug der 
Maßregel zur Bewährung auszusetzen oder für erledigt zu erklären. Letzteres geschieht 
insbesondere dann, wenn die Dauer der Unterbringung in Bezug auf die Schwere der zu 
befürchtenden Straftaten unverhältnismäßig ist (s. u. Ziff. 2 b). 
 
 
2. Die gerichtliche Überprüfung der Fortdauer der Unterbringung (§67e)  
 
a) Anhörung  
 
Bei der Unterbringung nach § 63 findet jährlich eine Anhörung des Patienten durch das 
Vollstreckungsgericht statt. Hierzu wird der Betroffene entweder geladen oder das Gericht 
kommt zu ihm in die Klinik. Zusätzliche Anhörungen können von der Klinik angeregt oder 
vom Patienten beantragt werden, vor allem dann, wenn zwischen den jährlichen Terminen  
Behandlungsfortschritte erzielt oder andere die Gefährlichkeit des Patienten mindernde 
Umstände dafür sprechen; denn die Unterbringung wird unzulässig, wenn die Gefährlichkeit 
soweit reduziert ist, dass keine weiteren erheblichen Straftaten mehr zu erwarten sind. 
 
Die Anhörung wird durch eine Stellungnahme der Klinik vorbereitet, die auch der Patient vor 
dem Termin erhält. Das Gericht kann in Zweifelsfällen zusätzlich ein Sachverständigen-
gutachten einholen. Nach jeweils 3 Jahren soll (nicht: muss) das Gericht das Gutachten 
eines externen Sachverständigen einholen, bei einer Unterbringungsdauer über 6 Jahre alle 
2 Jahre. Der externe Gutachter darf weder an der bisherigen Behandlung beteiligt noch 
Mitarbeiter der Klinik sein oder das Vorgutachten erstattet haben. 
 
Hat der Untergebrachte keinen Verteidiger, bestellt das Gericht in den Fällen, in denen ein 
Sachverständiger eingeschaltet werden soll, einen Pflichtverteidiger (§ 463 Abs.4 StPO).  
 
b) Verhältnismäßigkeit der Dauer 
 
Wenn auch die Unterbringung nach § 63 unbefristet ist, steht ihre Dauer unter dem für alle 
Maßregeln geltenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (§ 62); wird die Dauer unverhält-
nismäßig, ist die Unterbringung zu beenden.  
 
Das Gesetz enthielt bis 2016 hierfür keine generellen Maßstäbe; Bundesverfassungsgericht 
und Bundesgerichtshof hatten aber in verschiedenen Entscheidungen betont, dass je länger 
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die Unterbringung andauert, desto eher die Fortdauer unverhältnismäßig werden kann. Wie 
das allerdings im konkreten Fall zu beurteilen sei, blieb den nachgeordneten Gerichten 
überlassen.  
 
c) Regelfristen konkretisieren die Verhältnismäßigkeit der Unterbringungsdauer 
  
In der Zeit zwischen 1985 und 1995 hatten sich die Unterbringungszahlen (§ 63) nahezu 
verdreifacht (von 2.500 auf über 7.000). Der Grund hierfür waren v. a. immer längere 
Verweilzeiten (bundesweit durchschnittlich 8 Jahre), die die Dauer der für die jeweilige Tat 
vorgesehenen Freiheitsstrafen schuldfähiger Täter weit überschritten. Das veranlasste den 
Gesetzgeber 2016, Fristen einzuführen, nach deren Ablauf aufgrund eines externen 
Gutachtens das Gericht die Verhältnismäßigkeit der Fortdauer der Unterbringung 
überprüfen muss. Jeweils nach 6 bzw. 10 Jahren gelten gesetzliche „Regelvermutungen“ 
für die Unverhältnismäßigkeit der weiteren Unterbringung. Danach ist die Fortdauer der 
Unterbringung dann als „unverhältnismäßig“ zu beenden, wenn durch ein externes 
Gutachten festgestellt wird, dass von dem Patienten keine weiteren erhebliche, nach ihrem 
Schweregrad gestufte Straftaten zu erwarten sind (§ 67 d Abs. 6; § 463 Abs. 3 StPO).  
 
Grundsätzlich bleibt auch nach der Gesetzesänderung die Unterbringung gem. § 63 StGB 
unbefristet, allerdings ist mit deren zunehmender Dauer ein höherer Grad der Gefährlichkeit 
Voraussetzung für die Verhältnismäßigkeit und damit für die Fortdauer der Unterbringung. 
Ist diese Voraussetzung nicht mehr gegeben, erklärt das Vollstreckungsgericht die 
Maßregel für erledigt mit der Folge, dass der Betroffene unbedingt, also nicht nur zur 
Bewährung, zu entlassen ist. Doch auch hier tritt wie bei der Aussetzung des Vollzugs 
Führungsaufsicht ein. 
 
 
3. Entlassungsvorbereitung 
 
Vom Verlauf der psychischen Erkrankung und dem Verhalten des Patienten hängt es ab, 
ob und wann die Klinik mit der Vorbereitung der Entlassung beginnen kann.  
 
Der laufend fortzuschreibende Behandlungsplan sieht je nach Behandlungsfortschritt 
stufenweise Vollzugslockerungen vor - beginnend mit begleitetem, dann unbegleitetem 
Ausgang erst im Klinikbereich, dann darüber hinaus bis hin zu Beurlaubungen und 
Probewohnen in einem Wohnheim oder in der Familie. In der Regel verbringen die Patienten 
die letzten Monate vor der Entlassung bereits dort, wohin sie später entlassen werden. 
 
Die Vollzugslockerungen dienen dazu, die Stabilität und Verlässlichkeit des Patienten zu 
erproben und zu beurteilen, ob er zu einem straffreien Leben in Freiheit fähig ist. 
 
Art und Voraussetzungen der Lockerungsstufen regeln die einzelnen Kliniken selbst, 
bestimmten Lockerungsmaßnahmen muss – das ist in den einzelnen Bundesländern 
unterschiedlich geregelt - die Vollstreckungsbehörde (Staatsanwaltschaft) zustimmen. 
 
 
 
4. Gestaltung des „sozialen Empfangsraums“ 
 
Wichtiges Kriterium für die Frage, ob die Entlassung erfolgen kann, ist – neben dem Be-
handlungsfortschritt – der sog. soziale Empfangsraum, in den die Entlassung erfolgen soll. 
Dazu gehören das persönliche Umfeld (Familie, Partner, Freunde), das Wohnen und die 



 

5 

Arbeit bzw. Beschäftigung. Ohne einen solchen, den Alltag strukturierenden Rahmen 
besteht die Gefahr, dass der Betroffene, von der wieder gewonnenen Freiheit überfordert, 
scheitert, er psychisch wieder instabil, u. U. gar erneut straffällig wird. Dies gilt vor allem in 
der ersten Zeit nach der meist mehrjährigen Unterbringung, die zwangsläufig zu mehr oder 
weniger gravierenden Hospitalisierungsschäden führt. Die Betroffenen müssen sich erst 
daran gewöhnen, mit der wieder gewonnenen Freiheit verantwortlich umzugehen. 
 
Um einen erfolgreichen Übergang zu gewährleisten, gehört daher zur Entlassplanung, den 
geeigneten „sozialen Empfangsraum“ zu schaffen. Dies ist Aufgabe des Sozialdienstes der 
Klinik, der hierbei mit den Trägern der gemeindepsychiatrischen Einrichtungen (Heime, 
Betreutes Wohnen, Werkstätten für behinderte Menschen, Tagesstätten), dem Arbeitsamt, 
der Vollstreckungsbehörde (Staatsanwaltschaft) und dem Vollstreckungsgericht 
zusammenarbeitet und auch die Angehörigen einbezieht. Wichtig sind auch vorbereitende 
Absprachen mit der Bewährungshilfe, der Führungsaufsichtsstelle und der forensischen 
Ambulanz, die nach der Entlassung den Betroffenen unterstützen. Kontakte zu diesen 
Stellen ergeben sich oft schon im Zusammenhang mit Vollzugslockerungen, so etwa bei 
Beurlaubungen und Probewohnen. 
 
Die meisten Patienten werden in Heime entlassen, da sie keine Familie haben oder nicht 
dorthin zurück wollen bzw. die Angehörigen sich das Zusammenleben nicht zutrauen (z. B. 
weil sie selber Opfer waren oder zu alt sind). 
 
Problematisch sind Entlassungen wegen Erledigung der Maßregel als unverhältnismäßig.  
Dann ist oft eine Vorbereitung auf die Entlassung nicht möglich, da mit der 
Erledigungserklärung die Entlassung unverzüglich zu erfolgen hat. Um dies zu vermeiden, 
können die Gerichte allerdings im Erledigungsbeschluss eine Frist bestimmen, bis zu der 
die Entlassung erfolgen muss. 
 
 
II. Die gerichtliche Entscheidung – Verfahren und Inhalt 
 
Über die Entlassung des Patienten aus der Klinik entscheidet das Vollstreckungsgericht 
durch Beschluss. Dieser lautet auf Aussetzung des Vollzugs zur Bewährung oder auf 
Erledigung der Maßregel.  Die Entscheidung kann von der Klinik, von der 
Vollstreckungsbehörde (Staatsanwaltschaft) sowie vom Patienten bzw. dessen Anwalt 
beantragt werden. 
 
Das Gericht stützt seine Entscheidung auf die Aussagen der Klinik und des i. d. R. 
hinzugezogenen Gutachters zur Legalprognose, d. h. zur Wahrscheinlichkeit, ob der 
Betroffene künftig straffrei bleiben wird bzw.  welche Straftaten von ihm zu befürchten sind. 
Denn nur die erhebliche Gefährdung der Allgemeinheit rechtfertigt die Fortdauer der 
Unterbringung. Dies hängt nicht zuletzt vom sozialen Empfangsraum ab, in den der Patient 
entlassen werden soll; auch zu dessen Gestaltung haben sich Klinik und Gutachter zu 
äußern. 
 
Während die Aussetzung des Vollzugs zur Bewährung unter bestimmten Voraussetzungen 
widerrufen werden kann (§ 67g), ist dies bei Erledigung der Maßregel nicht möglich. In 
beiden Fällen kann das Gericht Weisungen erteilen (§ 68b StGB) und tritt Führungsaufsicht 
von mindestens 2 bis zu 5 Jahren ein (§ 68c). 
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1.  Die Aussetzung des weiteren Vollzugs zur Bewährung (§ 67d Abs. 2) 
 
„Aussetzung des Vollzugs zur Bewährung“ bedeutet, dass der Betroffene zwar aus der Klinik 
entlassen wird, doch noch weiter unter Kontrolle bleibt und dass die Aussetzung bei 
Nichtbewährung widerrufen werden kann (s. u. III.).  
 
Bewährungshilfe und Führungsaufsicht sollen den entlassenen Patienten dabei 
unterstützen, sich wieder an das eigenverantwortliche Leben in Freiheit zu gewöhnen. 
Diesem Ziel dienen auch Weisungen des Gerichts für das Verhalten des Betroffenen nach 
der Entlassung. Verstöße gegen solche Weisungen können zum Widerruf der Aussetzung 
des Vollzugs führen, d.h. der Betroffene muss zurück in die Klinik (§ 67g).  
 
 
2. Die Erledigung der Maßregel (§ 67d Abs. 6)  
 
„Erledigung der Maßregel“ bedeutet, dass der Patient endgültig aus dem Maßregelvollzug 
entlassen wird.  Verstöße gegen Weisungen des Gerichts, die auch hier erteilt werden 
können, führen daher nicht zum Widerruf, sind allerdings u. U. strafbar (§ 145a). Ein Erledi-
gungsgrund liegt vor, wenn die Voraussetzungen der Maßregel nicht mehr bestehen oder 
die Fortdauer der Unterbringung nicht mehr verhältnismäßig wäre. 
 
 
3. Vom Gericht erteilte Weisungen (§ 68b) 
 
Das Gericht kann dem Betroffenen für das Verhalten und die Lebensführung nach der 
Entlassung für die Dauer der Führungsaufsicht oder für kürzere Zeit Weisungen erteilen.  
 
§ 68b Abs. 1 enthält einen – nicht abschließenden - Katalog möglicher Weisungen, nach 
Absatz 2 kann das Gericht weitere Weisungen etwa in Bezug auf Ausbildung, Arbeit und 
Freizeitverhalten erteilen. Das Gericht kann den Betroffenen auch anweisen, sich 
psychiatrisch, psychotherapeutisch oder sozialtherapeutisch behandeln zu lassen 
(Therapieweisung). Zu den Weisungen im Einzelnen s. u. Ziff. III.3). 
 
Auch für die Erteilung von Weisungen gilt das Gebot der Verhältnismäßigkeit. Sie müssen 
das verbotene oder verlangte Verhalten eindeutig beschreiben und dürfen keine 
unzumutbaren Anforderungen an die Lebensführung des Betroffenen stellen. 
 
 
4. Führungsaufsicht und Bewährungshilfe (§ 68a) 
 
Mit der Aussetzung des Vollzugs zur Bewährung bzw. der Erledigung der Maßregel tritt kraft 
Gesetzes Führungsaufsicht für mindestens 2 bis zu 5 Jahren ein.  Die Führungsaufsicht 
obliegt der sog. Führungsaufsichtsstelle, einer Einrichtung der Justizverwaltung.  
 
Weiter bestellt das Gericht dem Betroffenen für die Dauer der Führungsaufsicht eine 
Bewährungshilfe. 
   
Bei Erledigung der Maßregel kann das Gericht von der Führungsaufsicht absehen, wenn zu 
erwarten ist, dass der Betroffene keine Straftaten mehr begehen wird (§ 67d Abs. 6). 
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5. Forensische Ambulanz 
 
Die inzwischen in allen Bundesländern eingerichteten forensischen Ambulanzen sind meist 
den forensischen Kliniken angegliedert. Sie übernehmen die therapeutische Nachsorge-
behandlung des Patienten. Ihr regelmäßiger Besuch ist in dem Katalog möglicher 
Weisungen des § 68b Abs.1 vorgesehen und kann auch Gegenstand einer weitergehen-
den Therapieweisung nach § 68b Abs.2 sein.  
 
 
III.  Die Zeit nach der Entlassung  
 
Auch wenn der soziale Empfangsraum gut vorbereitet wurde, ist vor allem die erste Zeit 
nach der Entlassung für den Betroffenen schwierig zu bewältigen. Nach jahrelanger 
Unterbringung in der Forensik kann der Wegfall der bisher vorgegebenen Tagesstruktur das 
Leben in Eigenverantwortung den Betroffenen schnell überfordern. Dann besteht die 
Gefahr, dass sich seine psychische Verfassung verschlechtert oder dass er wieder in alte 
Verhaltensmuster zurückfällt und erneut straffällig wird. 
 
Um diesen Gefahren vorzubeugen, sieht das Gesetz verschiedene Maßnahmen vor, die 
den Betroffenen unterstützen und die ambulante Weiterbehandlung (Nachsorge) 
gewährleisten sollen. So können krisenhafte Entwicklungen frühzeitig erkannt und 
Gegenmaßnahmen eingeleitet werden. Wie die Unterbringung im Maßregelvollzug selbst 
haben diese Maßnahmen vorbeugende Funktion: sie sollen den Betroffenen davor 
bewahren, rückfällig zu werden (Besserung), und die Gesellschaft vor Rückfalltaten 
schützen (Sicherung). Die Maßnahmen haben zum Teil den Charakter von Angeboten, zum 
Teil sind sie verpflichtend und können bei Nichtbeachtung zu Sanktionen führen. 
 
Mit der Entlassung aus der Forensischen Klinik steht der Patient also noch weiter unter einer 
gewissen Kontrolle. Im Falle der Aussetzung des Vollzugs zur Bewährung ist die Maßregel 
noch nicht beendet, in der Bewährungszeit droht der Widerruf der Vollzugsaus-setzung, 
wenn der Betroffene rückfällig wird oder gegen Weisungen verstößt. Im Falle der Erledigung 
der Maßregel droht zwar kein Widerruf, doch auch hier können für die Dauer der 
Führungsaufsicht Weisungen erteilt werden, deren Nichtbefolgung gem. § 145a bestraft 
werden kann.  
 
Die wichtigsten dieser Maßnahmen (Führungsaufsicht und Bewährungshilfe, forensische 
Ambulanz, Weisungen und Krisenintervention) werden im Folgenden näher erläutert.  
 
 
1. Führungsaufsicht und Bewährungshilfe (§ 68a) 
 
Die Führungsaufsicht wird nicht vom Vollstreckungsgericht, sondern von eigenen, der 
Justizverwaltung unterstehenden Aufsichtsstellen ausgeübt. Diese können je nach Bundes-
land zentral oder dezentral (z. B. bei den jeweiligen Landgerichten oder 
Staatsanwaltschaften) bestehen. 
 
Die Führungsaufsichtsstelle und der vom Gericht bestellte Bewährungshelfer unterstützen 
einvernehmlich den Betroffenen und überwachen sein Verhalten sowie die Erfüllung der ihm 
auferlegten Weisungen. 
. 

Das Gericht kann von sich aus oder auf Antrag des Betroffenen die Führungsaufsicht vor 
Ablauf der festgesetzten Frist aufheben, wenn zu erwarten ist, dass der Betroffene auch 
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ohne sie keine Straftaten mehr begehen wird. Die Aufhebung ist frühestens nach Ablauf der 
gesetzlichen Mindestdauer von 2 Jahren zulässig (§ 68e Abs. 2). 
 
Unter bestimmten Umständen, insbesondere dann, wenn ohne fortbestehende Kontrolle die 
Gefahr besteht, dass es zu neuen erheblichen Straftaten kommt, kann das Gericht die 
Führungsaufsicht über die Höchstdauer von 5 Jahren hinaus unbefristet verlängern (§ 68c 
Abs. 3). 
 
.  
2. Forensische Ambulanz (§§ 68a Abs. 7, 68b Abs. 1 Ziff. 11 u. Abs. 2)  
 
Die seit 2007 im Strafgesetzbuch ausdrücklich vorgesehenen und inzwischen in allen 
Bundesländern eingerichteten forensischen Ambulanzen haben, wie die Führungsaufsicht 
und Bewährungshilfe betreuende Funktion und gewährleisten die therapeutische 
Nachsorge für den Betroffenen. Dies ist besonders wichtig, weil niedergelassene 
Therapeuten oft nicht bereit oder mangels Erfahrung nicht in der Lage sind, aus der Forensik 
entlassene Patienten zu behandeln. 
 
Aufgabe der forensischen Ambulanz ist es insbesondere, Risiken nach der Entlassung aus 
dem Krankenhaus rechtzeitig zu erkennen und gegebenenfalls Maßnahmen zur 
psychischen Stabilisierung des Betroffenen und zur Vorbeugung vor neuen Straftaten zu 
ergreifen. Das Angebot umfasst auch aufsuchende Hilfen. Oft ist der entlassene Patient 
aufgrund von Weisungen des Gerichts verpflichtet, das Angebot zu nutzen, d. h. sich dort 
regelmäßig vorzustellen und sich behandeln zu lassen.   
 
Die forensischen Ambulanzen arbeiten mit den Gerichten, Führungsaufsichtsstellen, der 
Bewährungshilfe und den an der Behandlung und Betreuung beteiligten gemeindepsychia-
trischen Einrichtungen zusammen.  
  
 
3. Weisungen, Krisenintervention und Widerruf  
 
Die bedingte Entlassung (Aussetzung des Vollzugs zur Bewährung) beendet die Maßregel 
noch nicht. Die vom Gericht erteilten Weisungen schränken die Freiheit des Betroffenen 
teils zu seinem eigenen, teils zum Schutz anderer ein. Der entlassene Patient muss sich 
immer bewusst bleiben, dass die Maßregel noch nicht beendet ist und er wieder zurück in 
die forensische Klinik muss, wenn der Zweck der Maßregel die erneute Unterbringung 
erfordert. Das gilt beim Verstoß gegen Weisungen, erst recht bei erneuten Straftaten und 
auch dann, wenn sich der psychische Zustand des Betroffenen verschlechtert und dadurch 
die Gefahr neuer erheblicher Straftaten besteht. 
 
 
a) Art und Umfang möglicher Weisungen (§ 68b) 
 

§ 68b Abs. 1 enthält einen Katalog möglicher Weisungen, die je nach Deliktsart und Täter-
persönlichkeit zur Anwendung kommen können. Nach Abs. 2 kann das Gericht über diesen 
Katalog hinaus weitere Weisungen erteilen, insbesondere in Bezug auf Ausbildung, Arbeit, 
Freizeit und die Ordnung der wirtschaftlichen Verhältnisse.  
 
Aus dem Katalog in § 68b Absatz 1 sind praktisch bedeutsam v. a. Aufenthaltspflichten und 
-verbote, Kontaktverbote, das Verbot von Alkohol und Drogen und die Auflage, sich bei 
bestimmten Stellen (Führungsaufsicht, Bewährungshelfer, Forensische Ambulanz) zu 
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melden. Die Meldepflichten stehen oft im Zusammenhang mit einer Therapieweisung gem. 
§ 68b Abs. 2.  
 
Verstöße gegen die in § 68b Abs. 1 aufgeführten Weisungen stehen – im Unterschied zu 
den weiteren Weisungen nach § 68b Abs.2 – unter Strafdrohung (§145a) und können zum 
Widerruf der Vollzugsaussetzung führen (s. u. c) 
 
Weisungen können nachträglich erteilt, geändert oder aufgehoben werden. 
 
b) Krisenintervention (§67h) 
 
Je nach Krankheitsbild und –verlauf kann sich der psychische Zustand des Betroffenen 
während der Führungsaufsicht und Bewährungszeit so verschlechtern, dass er Weisungen 
nicht einhalten kann oder er wieder für die Allgemeinheit gefährlich wird. Aufgabe der 
therapeutischen Nachsorge (forensische Ambulanz) ist es, solche Entwicklungen rechtzeitig 
zu erkennen und Gegenmaßnahmen einzuleiten, damit ein sonst drohender Widerruf der 
Aussetzung vermieden werden kann. 
 
Hier bietet die sog. Krisenintervention die Möglichkeit, den Betroffenen vorübergehend 
wieder in der Klinik unterzubringen, um ihm aus der Krise zu helfen. Die auf drei Monate 
angelegte Krisenintervention kann erforderlichenfalls verlängert und auch wiederholt 
erfolgen, die Gesamtdauer einer Krisenintervention darf jedoch 6 Monate nicht übersteigen.  
 
 c) Widerruf der Aussetzung des Vollzugs zur Bewährung (§ 67g) 
 
Mit der Entlassung aus dem stationären Vollzug auf Bewährung erhält der Patient die 
Chance zu zeigen, dass er ein straffreies Leben in Freiheit führen kann. Dazu gehört, dass 
er die ihm durch Führungsaufsicht, Bewährungshilfe und therapeutische Betreuung 
gebotenen Hilfen annimmt und sich an die Weisungen des Gerichts hält. Andernfalls droht 
der Widerruf der Aussetzung des Vollzugs, die erneute Unterbringung.  
 
Doch nicht jeder Verstoß gegen Weisungen führt zum Widerruf der Aussetzung des 
Vollzugs der Maßregel, es muss sich um „gröbliche“ oder „beharrliche“ Verstöße handeln, 
aus denen sich ergibt, dass der Zweck der Maßregel die erneute Unterbringung erfordert  
(§ 68g). Kommt es zum Widerruf, kann der Betroffene schon vor Rechtskraft des Wider-
rufs vorläufig wieder in der Forensik untergebracht werden (§ 453c Strafprozessordnung).  
 
 
 
 

IV. Wie können Angehörige den Weg aus der Forensik unterstützen? 
 
Krankheitsverlauf, Behandlungserfolg und schrittweise Vollzugslockerungen bestimmen 

den Weg des Patienten aus der Forensik; die Entlassung und Überleitung in das Leben in 

Freiheit wird von der Klinik in Zusammenarbeit mit den Einrichtungen der 

Gemeindepsychiatrie geplant; eine teils dem Betroffenen lediglich angebotene, teils ihm 

verbindlich vorgeschriebene Nachsorge (Führungsaufsicht, Bewährungshilfe, forensische 

Ambulanz) sollen den Entlassenen vor Überforderung und Rückfällen bewahren.  

Angehörige bewegt immer die Frage, wie sie den Patienten auf diesem Weg aus der 

Forensik unterstützen können. Sie wollen helfen, selbst wenn der Betroffene (zunächst) 

diese Hilfe ablehnt.  
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Leider gibt es auch viele desolate, zerrüttete Familienverhältnisse, in denen Hilfe weder 

gewährt noch gewünscht wird. Doch sollte man nie die Hoffnung aufgeben, wieder 

zueinander zu finden. Der Trialog (Patient, Therapeut und Angehörige) kann ein Ansatz 

sein, sich wieder anzunähern und wechselseitiges Vertrauen zu wecken – und die Zeit heilt 

manche Wunden.  

Angehörige, die dem Patienten auf seinem Weg aus der Forensik wirksam helfen wollen, 

sollten sich immer von folgenden zwei auf Erfahrung beruhende Überlegungen leiten 

lassen: 

(1) Nichts geht ohne bzw. gegen den Patienten – das beginnt bei der Frage, ob er sich 

überhaupt von seinen Angehörigen helfen lassen will und gilt auch für die Entlassplanung 

und das Leben nach der Entlassung. Das soll nicht heißen, dass der Betroffene bestimmt, 

„wo es lang geht“; oft braucht es Zeit und ist mit ein Ziel der Behandlung, bis der Betroffene 

begreift, dass und welche Hilfe er braucht und ihm bewusst wird, dass seine Angehörigen 

die einzigen Menschen außerhalb der Klinik sind, die sich auf Dauer um ihn kümmern und 

ihm helfen wollen. Und bei aller Fürsorge müssen Angehörige sich hüten, dem Betroffenen 

die eigenen – noch so gut gemeinten - Vorstellungen und Wünsche aufzudrängen; das führt 

leicht zu Abwehrreaktionen und Frustration. 

 (2) Nichts geht ohne bzw. gegen die Klinik – das soll nicht heißen, dass man keine 

berechtigte Kritik übt oder, wenn nötig, rechtliche Schritte unternimmt. Doch wo immer 

möglich gilt es, die Kooperation mit der Klinik zu suchen und zu pflegen. Denn bei 

Konfrontation sitzen Angehörige i. d. R. “auf dem kürzeren Ast“. Andererseits sind auch die 

Kliniken gerade wenn es auf die Entlassung zugeht, an Kooperation mit den Angehörigen 

interessiert, um familiäre Ressourcen zu prüfen und wo sinnvoll zu nutzen (sozialer 

Empfangsraum). 

 

1. Behandlung, insbes. Vollzugslockerungen  

Die Klinik ist verpflichtet, zu Beginn der Unterbringung einen Behandlungsplan aufzustellen 

und mit dem Patienten zu besprechen. Der Plan ist laufend an den Behandlungsverlauf 

anzupassen.  

Nur wenn die Angehörigen den Behandlungsplan kennen und in die Behandlung 

einbezogen werden, können sie die Bemühungen der Therapeuten unterstützen. 

Andernfalls sind Angehörige auf das angewiesen, was sie vom Patienten erzählt bekommen 

– und das ist nicht immer objektiv und kann zu unnötigen Auseinandersetzungen führen.  

Angehörige sollten daher darauf dringen, den Behandlungsplan zu erhalten. Das setzt 

allerdings die Zustimmung des Patienten voraus (ärztliche Schweigepflicht). Lehnt der 

Patient die Einbeziehung der Angehörigen ab, kann der Therapeut in geeigneten Fällen 

darauf hinwirken (evt. im Trialog), dass der Patient sich einverstanden erklärt und ihn von 

der ärztlichen Schweigepflicht entbindet.  

Einige Bundesländer sehen in Ihren Maßregelvollzugs- bzw. Psychiatriehilfegesetzen 

ausdrücklich vor, dass auf Wunsch des Patienten ein Angehöriger seines Vertrauens in die 

Behandlungsplanung einbezogen wird. Soweit dies nicht geschieht, kann man über das 

Akteneinsichtsrecht des Verteidigers Einblick in den Behandlungsplan erhalten. 
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Leider hat nach geltendem Recht der Patient während der Unterbringung keinen ständigen Pflichtverteidiger, 

dieser muss nur in bestimmten Situationen vom Gericht bestellt werden (z. B. wenn das Gericht einen 

Gutachter beizuziehen hat - so im Rahmen der Anhörung nach 6 bzw. 10 Jahren (s. o. III.2). Daher kann es 

sich empfehlen, mit dem Anwalt, der den Betroffenen im Gerichtsverfahren vertreten hat, Verbindung zu 

halten, um ihn bei Bedarf (etwa bei den jährlichen Anhörungen) einzuschalten. 

Vollzugslockerungen sind zwingender Bestandteil der Behandlung, sie dienen der 

Beurteilung, wie der Patient die Lockerungen nutzt, insbesondere, ob er sich an Absprachen 

hält. Sobald der Patient Lockerungsstufen erreicht, die ihm begleiteten Ausgang erlauben, 

können Angehörige die Begleitung in Abstimmung mit der Klinik übernehmen. Dies entlastet 

die Pflege und hilft dem Personal einzuschätzen, wie Patient und Angehörige miteinander 

zurechtkommen. 

 

2. Entlassplanung (sozialer Empfangsraum) 

Für die Entlassung spielt es eine wesentliche Rolle, wie das soziale Umfeld aussieht, in das 

der Patienten entlassen wird. Nicht nur die Familie, auch Freunde und Freizeitaktivitäten 

(Hobbys, Sport, Vereine) können zu einem stabilisierenden Umfeld beitragen. Angehörige 

können schon während der Unterbringung noch bestehende bzw. frühere Kontakte des 

Betroffenen pflegen oder wiederbeleben und Interessen des Betroffenen fördern. 

Voraussetzung für die Entlassung ist vor allem, zu klären, wo der Betroffene wohnen kann. 

Die meisten Patienten werden in Heime oder in Formen des Betreuten Wohnens entlassen. 

Für Angehörige geht es oft um die Frage, ob der Betroffene bei der Familie wohnen kann – 

eine schwerwiegende Entscheidung, bei der das Alter der Beteiligten, die Belastbarkeit der 

aufnehmenden Familie und die Eigenheiten des Betroffenen zu berücksichtigen sind.  

 

3. Therapeutische Nachsorge (medizinisch und sozial) 

Nach der Entlassung wird der Kontakt zu den nachsorgenden Hilfen (Führungsaufsicht, 

Bewährungshilfe, Forensische Ambulanz) wichtig. Angehörige, die mit dem Betroffenen 

zusammenleben oder regelmäßigen zu ihm Kontakt haben, können hier bei auftretenden 

Problemen Hilfe erhalten.  

Dabei gilt es, zwischen der fachlichen Beurteilung durch die professionellen Helfer und den 

oft emotional bestimmten eigenen Vorstellungen sachlich abzuwägen – und auch die 

vertretbaren Vorstellungen und Wünsche des Betroffenen zu respektieren. 
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Anhang: Gesetzliche Regelungen 

 

Strafgesetzbuch (StGB) - Auszug 
 

 

§ 63 Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 

 

Hat jemand eine rechtswidrige Tat im Zustand der Schuldunfähigkeit (§ 20) oder der verminderten 

Schuldfähigkeit (§ 21) begangen, so ordnet das Gericht die Unterbringung in einem psychiatrischen 

Krankenhaus an, wenn die Gesamtwürdigung des Täters und seiner Tat ergibt, dass von ihm infolge seines 

Zustandes erhebliche rechtswidrige Taten, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich erheblich 

geschädigt oder erheblich gefährdet werden oder schwerer wirtschaftlicher Schaden angerichtet wird, zu 

erwarten sind und er deshalb für die Allgemeinheit gefährlich ist. Handelt es sich bei der begangenen 

rechtswidrigen Tat nicht um eine im Sinne von Satz 1 erhebliche Tat, so trifft das Gericht eine solche 

Anordnung nur, wenn besondere Umstände die Erwartung rechtfertigen, dass der Täter infolge seines 

Zustandes derartige erhebliche rechtswidrige Taten begehen wird. 

 

§ 64 Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 

 

Hat eine Person den Hang, alkoholische Getränke oder andere berauschende Mittel im Übermaß zu sich zu 

nehmen, und wird sie wegen einer rechtswidrigen Tat, die sie im Rausch begangen hat oder die auf ihren 

Hang zurückgeht, verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt, weil ihre Schuldunfähigkeit erwiesen oder 

nicht auszuschließen ist, so soll das Gericht die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt anordnen, wenn 

die Gefahr besteht, dass sie infolge ihres Hanges erhebliche rechtswidrige Taten begehen wird. Die 

Anordnung ergeht nur, wenn eine hinreichend konkrete Aussicht besteht, die Person durch die Behandlung 

in einer Entziehungsanstalt innerhalb der Frist nach § 67 d Absatz 1 Satz 1 oder 3 zu heilen oder über eine 

erhebliche Zeit vor dem Rückfall in den Hang zu bewahren und von der Begehung erheblicher 

rechtswidriger Taten abzuhalten, die auf ihren Hang zurückgehen. 

 

§ 67d Dauer der Unterbringung 

 

(1) Die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt darf zwei Jahre nicht übersteigen. Die Frist läuft vom 

Beginn der Unterbringung an. Wird vor einer Freiheitsstrafe eine daneben angeordnete freiheitsentziehende 

Maßregel vollzogen, so verlängert sich die Höchstfrist um die Dauer der Freiheitsstrafe, soweit die Zeit des 

Vollzugs der Maßregel auf die Strafe angerechnet wird. 

 

(2) Ist keine Höchstfrist vorgesehen oder ist die Frist noch nicht abgelaufen, so setzt das Gericht die weitere 

Vollstreckung der Unterbringung zur Bewährung aus, wenn zu erwarten ist, dass der Untergebrachte 

außerhalb des Maßregelvollzugs keine erheblichen rechtswidrigen Taten mehr begehen wird.   ….         

Mit der Aussetzung nach Satz 1 oder 2 tritt Führungsaufsicht ein. 

 

(3) Sind zehn Jahre der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung vollzogen worden, so erklärt das 

Gericht die Maßregel für erledigt, wenn nicht die Gefahr besteht, dass der Untergebrachte erhebliche 

Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer geschädigt werden. Mit der 

Entlassung aus dem Vollzug der Unterbringung tritt Führungsaufsicht ein. 

 

(4) Ist die Höchstfrist abgelaufen, so wird der Untergebrachte entlassen. Die Maßregel ist damit erledigt. Mit 

der Entlassung aus dem Vollzug der Unterbringung tritt Führungsaufsicht ein. 

 

(5) Das Gericht erklärt die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt für erledigt, wenn die Voraussetzungen 

des § 64 Satz 2 nicht mehr vorliegen. Mit der Entlassung aus dem Vollzug der Unterbringung tritt 

Führungsaufsicht ein. 

 

(6) Stellt das Gericht nach Beginn der Vollstreckung der Unterbringung in einem psychiatrischen 

Krankenhaus fest, dass die Voraussetzungen der Maßregel nicht mehr vorliegen oder die weitere 
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Vollstreckung unverhältnismäßig wäre, so erklärt es sie für erledigt. Dauert die Unterbringung sechs Jahre, 

ist ihre Fortdauer in der Regel nicht mehr verhältnismäßig, wenn nicht die Gefahr besteht, dass der 

Untergebrachte infolge seines Zustandes erhebliche rechtswidrige Taten begehen wird, durch welche die 

Opfer seelisch oder körperlich schwer geschädigt werden oder in die Gefahr einer schweren körperlichen 

oder seelischen Schädigung gebracht werden. Sind zehn Jahre der Unterbringung vollzogen, gilt Absatz 3 

Satz 1 entsprechend. Mit der Entlassung aus dem Vollzug der Unterbringung tritt Führungsaufsicht ein. Das 

Gericht ordnet den Nichteintritt der Führungsaufsicht an, wenn zu erwarten ist, dass der Betroffenen auch 

ohne sie keine Straftaten mehr begehen wird. 

 

 

§ 67e Überprüfung 

 

(1) Das Gericht kann jederzeit prüfen, ob die weitere Vollstreckung der Unterbringung zur Bewährung 

auszusetzen oder für erledigt zu erklären ist. Es muss dies vor Ablauf bestimmter Fristen prüfen. 

 

(2) Die Fristen betragen bei einer Unterbringung in einer Entziehungsanstalt sechs Monate, in einem 

psychiatrischen Krankenhaus ein Jahr, in der Sicherungsverwahrung ein Jahr, nach dem Vollzug von zehn 

Jahren der Unterbringung neun Monate. 

 

(3) Das Gericht kann die Fristen kürzen. Es kann im Rahmen der gesetzlichen Prüfungsfristen auch Fristen 

festsetzen, vor deren Ablauf ein Antrag auf Prüfung unzulässig ist. 

 

(4) Die Fristen laufen vom Beginn der Unterbringung an. Lehnt das Gericht die Aussetzung oder 

Erledigungserklärung ab, so beginnen die Fristen mit der Entscheidung von neuem. 

 

 

§ 67g Widerruf der Aussetzung 

 

a) Das Gericht widerruft die Aussetzung einer Unterbringung, wenn die verurteilte Person 

 

1. während der Dauer der Führungsaufsicht eine rechtswidrige Tat begeht, 

 

2. gegen Weisungen nach § 68b gröblich oder beharrlich verstößt oder 

 

3. sich der Aufsicht und Leitung der Bewährungshelferin oder des Bewährungshelfers oder der 

Aufsichtsstelle beharrlich entzieht 

 

und sich daraus ergibt, dass der Zweck der Maßregel ihre Unterbringung erfordert. Satz 1 Nr. 1 gilt 

entsprechend, wenn der Widerrufsgrund zwischen der Entscheidung über die Aussetzung und dem Beginn 

der Führungsaufsicht (§ 68c Abs. 4) entstanden ist. 

 

(2) Das Gericht widerruft die Aussetzung einer Unterbringung nach den §§ 63 und 64 auch dann, wenn sich 

während der Dauer der Führungsaufsicht ergibt, dass von der verurteilten Person infolge ihres Zustands 

rechtswidrige Taten zu erwarten sind und deshalb der Zweck der Maßregel ihre Unterbringung erfordert. 

 

(3) Das Gericht widerruft die Aussetzung ferner, wenn Umstände, die ihm während der Dauer der 

Führungsaufsicht bekannt werden und zur Versagung der Aussetzung geführt hätten, zeigen, dass der Zweck 

der Maßregel die Unterbringung der verurteilten Person erfordert. 

 

(4) Die Dauer der Unterbringung vor und nach dem Widerruf darf insgesamt die gesetzliche Höchstfrist der 

Maßregel nicht übersteigen. 

 

(5) Widerruft das Gericht die Aussetzung der Unterbringung nicht, so ist die Maßregel mit dem Ende der 

Führungsaufsicht erledigt. 

 

(6) Leistungen, die die verurteilte Person zur Erfüllung von Weisungen erbracht hat, werden nicht erstattet. 
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§ 67h Befristete Wiederinvollzugsetzung; Krisenintervention 

 

(1) Während der Dauer der Führungsaufsicht kann das Gericht die ausgesetzte Unterbringung nach § 63 oder 

§ 64 für eine Dauer von höchstens drei Monaten wieder in Vollzug setzen, wenn eine akute 

Verschlechterung des Zustands der aus der Unterbringung entlassenen Person oder ein Rückfall in ihr 

Suchtverhalten eingetreten ist und die Maßnahme erforderlich ist, um einen Widerruf nach § 67g zu 

vermeiden. Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 kann es die Maßnahme erneut anordnen oder ihre Dauer 

verlängern; die Dauer der Maßnahme darf insgesamt sechs Monate nicht überschreiten. § 67g Abs. 4 gilt 

entsprechend. 

 

(2) Das Gericht hebt die Maßnahme vor Ablauf der nach Absatz 1 gesetzten Frist auf, wenn ihr Zweck 

erreicht ist. 

 

 

§ 68 Führungsaufsicht - Voraussetzungen 

 

(1) Hat jemand wegen einer Straftat, bei der das Gesetz Führungsaufsicht besonders vorsieht, zeitige 

Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten verwirkt, so kann das Gericht neben der 

Strafe Führungsaufsicht anordnen, wenn die Gefahr besteht, dass er weitere Straftaten begehen wird. 

 

(2) Die Vorschriften über die Führungsaufsicht kraft Gesetzes (§§ 67b, 67c, 67d Abs. 2 bis 6 und § 68f) 

bleiben unberührt. 

 

 

 

§ 68a Aufsichtsstelle, Bewährungshilfe, forensische Ambulanz 

 

(1) Die verurteilte Person untersteht einer Aufsichtsstelle; das Gericht bestellt ihr für die Dauer der 

Führungsaufsicht eine Bewährungshelferin oder einen Bewährungshelfer. 

 

(2) Die Bewährungshelferin oder der Bewährungshelfer und die Aufsichtsstelle stehen im Einvernehmen 

miteinander der verurteilten Person helfend und betreuend zur Seite. 

 

(3) Die Aufsichtsstelle überwacht im Einvernehmen mit dem Gericht und mit Unterstützung der 

Bewährungshelferin oder des Bewährungshelfers das Verhalten der verurteilten Person und die Erfüllung der 

Weisungen. 

 

(4) Besteht zwischen der Aufsichtsstelle und der Bewährungshelferin oder dem Bewährungshelfer in Fragen, 

welche die Hilfe für die verurteilte Person und ihre Betreuung berühren, kein Einvernehmen, entscheidet das 

Gericht. 

 

(5) Das Gericht kann der Aufsichtsstelle und der Bewährungshelferin oder dem Bewährungshelfer für ihre 

Tätigkeit Anweisungen erteilen. 

 

(6) Vor Stellung eines Antrags nach § 145a Satz 2 hört die Aufsichtsstelle die Bewährungshelferin oder den 

Bewährungshelfer; Absatz 4 ist nicht anzuwenden. 

 

(7) Wird eine Weisung nach § 68b Abs. 2 Satz 2 und 3 erteilt, steht im Einvernehmen mit den in Absatz 2 

Genannten auch die forensische Ambulanz der verurteilten Person helfend und betreuend zur Seite. Im 

Übrigen gelten die Absätze 3 und 6, soweit sie die Stellung der Bewährungshelferin oder des 

Bewährungshelfers betreffen, auch für die forensische Ambulanz. 

 

(8) Die in Absatz 1 Genannten und die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 genannten Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der forensischen Ambulanz haben fremde Geheimnisse, die ihnen im Rahmen des durch § 203 

geschützten Verhältnisses anvertraut oder sonst bekannt geworden sind, einander zu offenbaren, soweit dies 

notwendig ist, um der verurteilten Person zu helfen, nicht wieder straffällig zu werden. Darüber hinaus haben 
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die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der forensischen Ambulanz 

solche Geheimnisse gegenüber der Aufsichtsstelle und dem Gericht zu offenbaren, soweit aus ihrer Sicht 

 

1. dies notwendig ist, um zu überwachen, ob die verurteilte Person einer Vorstellungsweisung nach § 68b 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 nachkommt oder im Rahmen einer Weisung nach § 68b Abs. 2 Satz 2 und 3 an 

einer Behandlung teilnimmt, 

 

2.  das Verhalten oder der Zustand der verurteilten Person Maßnahmen nach § 67g, § 67h oder §  

     68c Abs. 2 oder Abs. 3 erforderlich erscheinen lässt oder 

 

3. dies zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für das Leben, die körperliche Unversehrtheit, 

die persönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung Dritter erforderlich ist. In den Fällen der Sätze 1 

und 2 Nr. 2 und 3 dürfen Tatsachen im Sinne von § 203 Abs. 1, die von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

der forensischen Ambulanz offenbart wurden, nur zu den dort genannten Zwecken verwendet werden. 

 

§ 68b Weisungen 

 

(1) Das Gericht kann die verurteilte Person für die Dauer der Führungsaufsicht oder für eine kürzere Zeit 

anweisen, 

1. den Wohn- oder Aufenthaltsort oder einen bestimmten Bereich nicht ohne Erlaubnis der Aufsichtsstelle zu 

verlassen, 

2. sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten, die ihr Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren Straftaten bieten 

können, 

3. zu der verletzten Person oder bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten Gruppe, die ihr 

Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren Straftaten bieten können, keinen Kontakt aufzunehmen, mit ihnen nicht 

zu verkehren, sie nicht zu beschäftigen, auszubilden oder zu beherbergen, 

4. bestimmte Tätigkeiten nicht auszuüben, die sie nach den Umständen zu Straftaten missbrauchen kann, 

5. bestimmte Gegenstände, die ihr Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren Straftaten bieten können, nicht zu 

besitzen, bei sich zu führen oder verwahren zu lassen, 

6. Kraftfahrzeuge oder bestimmte Arten von Kraftfahrzeugen oder von anderen Fahrzeugen nicht zu halten 

oder zu führen, die sie nach den Umständen zu Straftaten missbrauchen kann, 

7. sich zu bestimmten Zeiten bei der Aufsichtsstelle, einer bestimmten Dienststelle oder der 

Bewährungshelferin oder dem Bewährungshelfer zu melden, 

8. jeden Wechsel der Wohnung oder des Arbeitsplatzes unverzüglich der Aufsichtsstelle zu melden, 

9. sich im Fall der Erwerbslosigkeit bei der zuständigen Agentur für Arbeit oder einer anderen zur 

Arbeitsvermittlung zugelassenen Stelle zu melden, 

10. keine alkoholischen Getränke oder andere berauschende Mittel zu sich zu nehmen, wenn aufgrund 

bestimmter Tatsachen Gründe für die Annahme bestehen, dass der Konsum solcher Mittel zur Begehung 

weiterer Straftaten beitragen wird, und sich Alkohol- oder Suchtmittelkontrollen zu unterziehen, die nicht 

mit einem körperlichen Eingriff verbunden sind, 

11. sich zu bestimmten Zeiten oder in bestimmten Abständen bei einer Ärztin oder einem Arzt, einer 

Psychotherapeutin oder einem Psychotherapeuten oder einer forensischen Ambulanz vorzustellen oder 

12. die für eine elektronische Überwachung ihres Aufenthaltsortes erforderlichen technischen Mittel ständig 

in betriebsbereitem Zustand bei sich zu führen und deren Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen. 

Das Gericht hat in seiner Weisung das verbotene oder verlangte Verhalten genau zu bestimmen. Eine 

Weisung nach Satz 1 Nummer 12 ist nur zulässig, wenn 

1. die Führungsaufsicht auf Grund der vollständigen Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder 

Gesamtfreiheitsstrafe von mindestens drei Jahren oder auf Grund einer erledigten Maßregel eingetreten ist, 

2. die Freiheitsstrafe oder Gesamtfreiheitsstrafe oder die Unterbringung wegen einer oder mehrerer 

Straftaten der in § 66 Absatz 3 Satz 1 genannten Art verhängt oder angeordnet wurde, 

3. die Gefahr besteht, dass die verurteilte Person weitere Straftaten der in § 66 Absatz 3 Satz 1 genannten Art 

begehen wird, und 

4. die Weisung erforderlich erscheint, um die verurteilte Person durch die Möglichkeit der Datenverwendung 

nach § 463a Absatz 4 Satz 2 der Strafprozessordnung, insbesondere durch die Überwachung der Erfüllung 

einer nach Satz 1 Nummer 1 oder 2 auferlegten Weisung, von der Begehung weiterer Straftaten der in § 66 

Absatz 3 Satz 1 genannten Art abzuhalten. 
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Die Voraussetzungen von Satz 3 Nummer 1 in Verbindung mit Nummer 2 liegen unabhängig davon vor, ob 

die dort genannte Führungsaufsicht nach § 68e Absatz 1 Satz 1 beendet ist. Abweichend von Satz 3 Nummer 

1 genügt eine Freiheits- oder Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren, wenn diese wegen einer oder mehrerer 

Straftaten verhängt worden ist, die unter den Ersten oder Siebenten Abschnitt des Besonderen Teils fallen; zu 

den in Satz 3 Nummer 2 bis 4 genannten Straftaten gehört auch eine Straftat nach § 129a Absatz 5 Satz 2, 

auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1. 

 

(2) Das Gericht kann der verurteilten Person für die Dauer der Führungsaufsicht oder für eine kürzere Zeit 

weitere Weisungen erteilen, insbesondere solche, die sich auf Ausbildung, Arbeit, Freizeit, die Ordnung der 

wirtschaftlichen Verhältnisse oder die Erfüllung von Unterhaltspflichten beziehen. Das Gericht kann die 

verurteilte Person insbesondere anweisen, sich psychiatrisch, psycho- oder sozialtherapeutisch betreuen und 

behandeln zu lassen (Therapieweisung). Die Betreuung und Behandlung kann durch eine forensische 

Ambulanz erfolgen. 4 § 56c Abs. 3 gilt entsprechend, auch für die Weisung, sich Alkohol- oder 

Suchtmittelkontrollen zu unterziehen, die mit körperlichen Eingriffen verbunden sind. 

 

(3) Bei den Weisungen dürfen an die Lebensführung der verurteilten Person keine unzumutbaren 

Anforderungen gestellt werden. 

 

(4) Wenn mit Eintritt der Führungsaufsicht eine bereits bestehende Führungsaufsicht nach § 68e Abs. 1 Satz 

1 Nr. 3 endet, muss das Gericht auch die Weisungen in seine Entscheidung einbeziehen, die im Rahmen der 

früheren Führungsaufsicht erteilt worden sind. 

 

(5) Soweit die Betreuung der verurteilten Person in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 11 oder ihre Behandlung 

in den Fällen des Absatzes 2 nicht durch eine forensische Ambulanz erfolgt, gilt 

§ 68a Abs. 8 entsprechend. 

 

 

§ 68c Dauer der Führungsaufsicht 

 

(1) Die Führungsaufsicht dauert mindestens zwei und höchstens fünf Jahre. Das Gericht kann die 

Höchstdauer abkürzen. 

 

(2) Das Gericht kann eine die Höchstdauer nach Absatz 1 Satz 1 überschreitende unbefristete 

Führungsaufsicht anordnen, wenn die verurteilte Person 

1. in eine Weisung nach § 56c Abs. 3 Nr. 1 nicht einwilligt oder 

2. einer Weisung, sich einer Heilbehandlung oder einer Entziehungskur zu unterziehen, oder 

einer Therapieweisung nicht nachkommt und eine Gefährdung der Allgemeinheit durch die Begehung 

weiterer erheblicher Straftaten zu befürchten ist. Erklärt die verurteilte Person in den Fällen des Satzes 1 Nr. 

1 nachträglich ihre Einwilligung, setzt das Gericht die weitere Dauer der Führungsaufsicht fest. 3 Im 

Übrigen gilt § 68e Abs. 3. 

 

(3) Das Gericht kann die Führungsaufsicht über die Höchstdauer nach Absatz 1 Satz 1 hinaus unbefristet 

verlängern, wenn 

1. in Fällen der Aussetzung der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 67d Abs. 2 

aufgrund bestimmter Tatsachen Gründe für die Annahme bestehen, dass die verurteilte Person andernfalls 

alsbald in einen Zustand nach § 20 oder § 21 geraten wird, infolge dessen eine Gefährdung der 

Allgemeinheit durch die Begehung weiterer erheblicher rechtswidriger Taten zu befürchten ist, oder 

2. sich aus dem Verstoß gegen Weisungen nach § 68b Absatz 1 oder 2 oder auf Grund anderer bestimmter 

Tatsachen konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass eine Gefährdung der Allgemeinheit durch die 

Begehung weiterer erheblicher Straftaten zu befürchten ist, und 

a. gegen die verurteilte Person wegen Straftaten der in § 181b genannten Art eine Freiheits- 

strafe oder Gesamtfreiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren verhängt oder die Unterbringung in einem 

psychiatrischen Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt angeordnet wurde oder 

b. die Führungsaufsicht unter den Voraussetzungen des § 68b Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 eingetreten ist und 

die Freiheitsstrafe oder Gesamtfreiheitsstrafe oder die Unterbringung wegen eines oder mehrerer Verbrechen 

gegen das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder nach den §§ 250, 251, auch in 

Verbindung mit § 252 oder § 255, verhängt oder angeordnet wurde. 
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Für die Beendigung der Führungsaufsicht gilt § 68b Absatz 1 Satz 4 entsprechend. 

 

(4) In den Fällen des § 68 Abs. 1 beginnt die Führungsaufsicht mit der Rechtskraft ihrer Anordnung, in den 

Fällen des § 67b Abs. 2, des § 67c Absatz 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 4 und des § 67d Absatz 2 Satz 3 mit der 

Rechtskraft der Aussetzungsentscheidung oder zu einem gerichtlich angeordneten späteren Zeitpunkt. In ihre 

Dauer wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher die verurteilte Person flüchtig ist, sich verborgen hält oder 

auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt wird. 

 

 

§ 68 e Beendigung oder Ruhen der Führungsaufsicht 

 

(2) Das Gericht hebt die Führungsaufsicht auf, wenn zu erwarten ist, dass die verurteilte Person auch ohne 

sie keine Straftaten mehr begehen wird. Die Aufhebung ist frühestens nach Ablauf der gesetzlichen 

Mindestdauer zulässig. Das Gericht kann Fristen von höchstens sechs Monaten festsetzen, vor deren Ablauf 

ein Antrag auf Aufhebung der Führungsaufsicht unzulässig ist. 

 

(3) Ist unbefristete Führungsaufsicht eingetreten, prüft das Gericht 

 

1. in den Fällen des § 68c Abs. 2 Satz 1 spätestens mit Verstreichen der Höchstfrist nach § 68c Abs. 1 Satz 

1, 

 

2. in den Fällen des § 68c Abs. 3 vor Ablauf von zwei Jahren, 

 

ob eine Entscheidung nach Absatz 2 Satz 1 geboten ist. 2 Lehnt das Gericht eine Aufhebung der 

Führungsaufsicht ab, hat es vor Ablauf von zwei Jahren von neuem über eine Aufhebung der 

Führungsaufsicht zu entscheiden. 

 

 

Strafprozessordnung (StPO) - Auszug 
 

§ 463 Sinngemäße Anwendung für die Vollstreckung von Maßregeln der Besserung und Sicherung 

 

b) Die Vorschriften über die Strafvollstreckung gelten für die Vollstreckung von Maßregeln der Besserung 

und Sicherung sinngemäß, soweit nichts Anderes bestimmt ist. 

 

(3) …….. Zur Vorbereitung der Entscheidung nach § 67d Abs. 3 des Strafgesetzbuches sowie der 

nachfolgenden Entscheidungen nach § 67d Abs. 2 des Strafgesetzbuches hat das Gericht das Gutachten eines 

Sachverständigen namentlich zu der Frage einzuholen, ob von dem Verurteilten weiterhin erhebliche 

rechtswidrige Taten zu erwarten sind. Ist die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung angeordnet 

worden, bestellt das Gericht dem Verurteilten, der keinen Verteidiger hat, rechtzeitig vor einer Entscheidung 

nach § 67c Absatz 1 des Strafgesetzbuches einen Verteidiger. 

 

(4) Im Rahmen der Überprüfung nach Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 des 

Strafgesetzbuches) nach § 67 e des Strafgesetzbuches ist eine gutachterliche Stellungnahme der 

Maßregelvollzugseinrichtung einzuholen, in der der Verurteilte untergebracht ist. Das Gericht soll nach 

jeweils drei Jahren, ab einer Dauer der Unterbringung von sechs Jahren nach jeweils zwei Jahren vollzogener 

Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus das Gutachten eines Sachverständigen einholen. Der 

Sachverständige darf weder im Rahmen des Vollzugs der Unterbringung mit der Behandlung der 

untergebrachten Person befasst gewesen sein noch in dem psychiatrischen Krankenhaus arbeiten, in dem sich 

die untergebrachte Person befindet, noch soll er das letzte Gutachten bei einer vorangegangenen 

Überprüfung erstellt haben. Der Sachverständige, der für das erste Gutachten im Rahmen einer Überprüfung 

der Unterbringung herangezogen wird, soll auch nicht das Gutachten in dem Verfahren erstellt haben, in dem 

die Unterbringung oder deren späterer Vollzug angeordnet worden ist. Mit der Begutachtung sollen nur 

ärztliche oder psychologische Sachverständige beauftragt werden, die über forensisch-psychiatrische 

Sachkunde und Erfahrung verfügen. Dem Sachverständigen ist Einsicht in die Patientendaten des 

Krankenhauses über die untergebrachte Person zu gewähren. § 454 Abs. 2 gilt entsprechend. Der 

untergebrachten Person, die keinen Verteidiger hat, bestellt das Gericht für die Überprüfung der 
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Unterbringung, bei der nach Satz 2 das Gutachten eine Sachverständigen eingeholt werden soll, einen 

Verteidiger. 

 

 

§ 463a Rechte und Zuständigkeit der Aufsichtsstellen 

 

c) Die Aufsichtsstellen (§ 68a des Strafgesetzbuches) können zur Überwachung des Verhaltens des 

Verurteilten und der Erfüllung von Weisungen von allen öffentlichen Behörden Auskunft verlangen und 

Ermittlungen jeder Art, mit Ausschluss eidlicher Vernehmungen, entweder selbst vornehmen oder durch 

andere Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit vornehmen lassen. Ist der Aufenthalt des Verurteilten 

nicht bekannt, kann der Leiter der Führungsaufsichtsstelle seine Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung 

(§ 131a Abs. 1) anordnen. 

 

(2) Die Aufsichtsstelle kann für die Dauer der Führungsaufsicht oder für eine kürzere Zeit anordnen, dass der 

Verurteilte zur Beobachtung anlässlich von polizeilichen Kontrollen, die die Feststellung der Personalien 

zulassen, ausgeschrieben wird. § 163e Abs. 2 gilt entsprechend. Die Anordnung trifft der Leiter der 

Führungsaufsichtsstelle. Die Erforderlichkeit der Fortdauer der Maßnahme ist mindestens jährlich zu 

überprüfen. 

 

(3) Auf Antrag der Aufsichtsstelle kann das Gericht einen Vorführungsbefehl erlassen, wenn der Verurteilte 

einer Weisung nach § 68b Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 oder Nr. 11 des Strafgesetzbuchs ohne genügende 

Entschuldigung nicht nachgekommen ist und er in der Ladung darauf hingewiesen wurde, dass in diesem 

Fall seine Vorführung zulässig ist. Soweit das Gericht des ersten Rechtszuges zuständig ist, entscheidet der 

Vorsitzende. 

 

 


